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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


WE Pom: Nr. Dm RETTEN 


(Nr. 7793.) Geſetz, betreffend die Indemnitäts-Ertheilung in Bezug auf die Ausführung 
des Geſetzes vom 9. März 1867. und die Feſtſtellung der nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 19. März 1870. zu deckenden Ausgaben aus dem 
Jahre 1868. Vom 2. März 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
$i 

Der Staatsregierung wird dafür Indemnität ertheilt, daß die durch das 
Geſetz vom 9. März 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 393.) zu Eiſenbahnzwecken be- 


willigte Staatsanleihe von 24 Millionen Thaler im Jahre 1868. über den 
Bedarf für die Baujahre 1867. und 1868. hinaus zum vollen Betrage realiſirt 


worden iſt. 
§. 2. 

Die Summe der nach Maßgabe des Geſetzes vom 19. März 1870. 
(Geſetz-Samml. S. 251.) zu deckenden Ausgaben des Jahres 1868. wird auf 
9,869,639 Thlr. 8 Sgr. 8 Pf. feſtgeſetzt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 2. März 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Leonhardt. Camphauſen. 


Jahrgang 1871. (Nr. 7793—7794.) 17 (Nr. 7794.) 
Ausgegeben zu Berlin den 21. März 1871. 


Ey 
v 


e 


y Vue v. vo (Nr. 7794.) Geſetz betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
5 wohnſitz. Vom 8. März 1871. oM 


e 


— Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


d verordnen zur Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterftügungswohnfig 


e 777. vom 6. Juni 1870. (Bundesgeſetzbl. S. 360. ff.) für den geſammten Umfang 


der Monarchie, einſchließlich des Jadegebietes, mit Zuſtimmung beider Häuſer 
des Landtages, was folgt: s i 
Umfang ber Jedem hülfsbedürftigen Deutſchen (S. 69.) ift von dem zu feiner Unter- 
E و‎ ſtützung verpflichteten Armenverbande Obdach, der unentbehrliche Lebensunterhalt, 
i die erforderliche Pflege in Krankheitsfällen und im Falle ſeines Ablebens ein 
angemeſſenes Begräbniß zu gewähren. 

Die Unterſtützung kann geeigneten Falles, ſo lange dieſelbe in Anſpruch 
genommen wird, mittelſt Unterbringung in einem Armen⸗ oder Krankenhauſe, 
ſowie mittelſt Anweiſung der den Kräften des Hülfsbedürftigen entſprechenden 
Arbeiten außerhalb oder innerhalb eines ſolchen Hauſes gewährt werden. 

Gebühren für die einem Unterſtützungsbedürftigen geleifteten geiftlichen Amts- 
handlungen ſind die Armenverbände zu entrichten nicht verpflichtet. 


§. 2. i 
Organe ber Jede Gemeinde bildet für fid) einen Ortsarmenband, ſofern fie nicht 
tier einem, mehrere Gemeinden oder Gutsbezirke umfaſſenden einheitlichen Ortsarmen⸗ 
Hülfsbedürſt. verbande (Geſammt⸗Armenverbande) {hon angehört oder nach den folgenden 
0 Beſtimmungen einzuverleiben iſt. Die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege 
meses" steht in den Gemeindebezirken überall den für die Verwaltung der Gemeinde⸗ 
a. Gemeinden. Angelegenheiten durch die Gemeinde-Verfaſſungsgeſetze angeordneten Gemeindebe⸗ 
hörden zu. Die Beſtimmungen der Ge nende»Berioffungägeiehe über bie Bere 
waltung der Gemeinde-Angelegenheiten, insbeſondere die Beſtimmungen über die 
Zuſtändigkeit des Gemeindevorſtandes und der Gemeindevertretung ſind überall 

auch für die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege maßgebend. 
Die in dieſem Geſetze der Gemeindevertretung zugewieſenen Verrichtungen 
werden da, wo eine gewählte Gemeindevertretung nicht beſteht, von der Gemeinde- 

verſammlung wahrgenommen. $3 


Auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes können in allen Gemeinden für die 
Verwaltung der öffentlichen Armenpflege beſondere dem Gemeindevorſtand unter⸗ 
geordnete Deputationen aus Mitgliedern des Gemeindevorſtandes und der Ge— 
meindevertretung, geeigneten Falles unter Zuziehung anderer Ortseinwohner, gebildet 
werden. Den Vorſitz in ſolchen Deputationen führt, ſofern nicht die Gemeinde Ber- ° 
faſſungsgeſetze über den Vorſitz in Deputationen Anderes beſtimmen, der Bürger⸗ 
meiſter — in den Landgemeinden der Provinz Weſtphalen der Amtmann — oder 
ein dazu von ihm abgeordnetes Mitglied des Gemeindevorſtandes. Wo kein Bürger⸗ 
meiſter (Amtmann) an der Spitze der Gemeindeverwaltung ſteht, tritt an ſeine 
Stelle der Gemeindevorſteher. | "e 

ei 
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Bei den fonftigen näheren Beſtimmungen der Gemeinde⸗Verfaſſungsgeſetze 
über die Zuſammenſetzung und Geſchäftsführung 2 Verwaltungs⸗Depu⸗ 
tationen hat es ſein Bewenden, die Wahl der in die letzteren zu entſendenden 
Mitglieder der Gemeindevertretung und anderen Ortseinwohner ſteht jedoch 
fortan überall, ſoviel den Gegenſtand dieſes Geſetzes betrifft, der Gemeindever- 
tretung zu. 
apt oder deren Stellvertreter, deren Pfarrbezirk über die Grenzen 
der politiſchen Gemeinde ihres Wohnorts ſich erſtreckt, ſind hinſichtlich des in der 
$ auswärtigen Gemeinde belegenen Kirchſpieltheiles den dortigen Ortseinwohnern 


leich zu achten. 
gleich zu ach er 


Jedes zur Theilnahme an den Gemeindewahlen berechtigte Gemeindemit⸗ 
glied ijt verpflichtet, eine unbeſoldete Stelle in der Gemeinde⸗Armenverwaltung 
zu übernehmen und drei Jahre oder die ſonſt in den Gemeinde-Verfaſſungs⸗ 
geſetzen vorgeſchriebene längere Zeit hindurch fortzuführen. Von dieſer Bere 
pflichtung befreien nur folgende Gründe: 

1) anhaltende Krankheit; 2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange 
dauernde Abweſenheit mit ſich bringen; 3) ein Alter von 60 oder mehr 
Jahren; 4) die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes; 5) ſonſtige 
beſondere, eine gültige Entſchuldigung begründende Verhältniſſe, über 
deren Vorhandenſein, ſofern die Gemeinde-Verfaffungsgefege nicht etwas 
Anderes beſtimmen, von der Gemeindevertretung zu beſchließen iſt. 

Wer eine unbeſoldete Stelle die geſetzlich vorgeſchriebene Zeit hindurch 
wahrgenommen hat, iſt während der nächſtfolgenden gleich langen Zeit von der 
Wahrnehmung einer ſolchen Stelle befreit. 


: $. 5. 
Wer ohne geſetzlichen Grund die Uebernahme oder fernere Wahrnehmun 
einer unbeſoldeten Stelle in der Gemeinde-Armenverwaltung verweigert oder 4 
diefer Wahrnehmung entzieht, kann auf drei bis ſechs Jahre des Rechts zur 
Theilnahme an den Gemeindewahlen und zur Wahrnehmung unbeſoldeter Stellen 
verluſtig erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker zu den direkten 
Gemeindeabgaben herangezogen werden. Die Beſchlußfaſſung hierüber ſteht, 
ſofern die Gemeinde ⸗Verfaſſungsgeſetze nicht etwas Anderes beſtimmen, der 
1 zu; der Beſchluß bedarf der Genehmigung Der Auffichts- 
behörde. 
$. 6. 


Die Vorſteher von Korporationen und anderen juriſtiſchen Perſonen find 
verpflichtet, den Gemeindebehörden auf deren Erfordern Auskunft über den Be⸗ 
trag der Unterſtützungen zu ertheilen, welche einem Hülfsbedürftigen des Ge⸗ 
meindebezirks aus den unter ihrer Verwaltung ſtehenden, einem Zwecke der Wohl 
thätigkeit gewidmeten Fonds gewährt werden. Vorſteher, welche dieſe Auskunft 
innerhalb einer 14tägigen Friſt, von Empfang der Seitens der Gemeindebehörden 
ergangenen Aufforderung an gerechnet, zu ertheilen unterlaſſen, werden mit einer 
Geldſtrafe bis zu zehn Thaler beſtraft. 
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Gutsbezirke. 
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Den Gemeinden werden, foviel den Gegenſtand dieſes Geſetzes betrifft, 
die außerhalb des Gemeindeverbandes ſtehenden Gutsbezirke gleich geachtet. Die 
Beſtimmungen der Geſetze über die Verwaltung der örtlichen Angelegenheiten in 
den außerhalb des Gemeindeverbandes ſtehenden Bezirken ſind in den letzteren 
überall auch für die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege maßgebend. 


F. 8. 


Die Gutsbeſitzer haben in den Gutsbezirken die Koſten der öffentlichen 
Armenpflege gie den Gemeinden zu fragen. 

Steht der Gutsbezirk nicht ausſchließlich im Eigenthum des Gutsbeſitzers, 
ſo iſt auf deſſen Antrag ein Statut zu erlaſſen, welches die Aufbringung der 
Koſten der öffentlichen Armenpflege in dem Gutsbezirke anderweitig regelt und 
den mit heranzuziehenden Grundbeſitzern oder Einwohnern eine entſprechende Be⸗ 
theiligung bei der Verwaltung der Armenpflege einräumt. Das Statut wird, 
wenn ſich die Betheiligten nicht vereinigen, nach Anhörung derſelben durch den 
Kreistag feſtgeſtellt und muß hinſichtlich der Regelung der Beitragspflicht ben 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Vertheilung der : په مو هوو‎ in ben 
ländlichen Gemeinden folgen. Daſſelbe unterliegt ber Beſtätigung der 87 
regierung. 


§. 9. 


Die einen einheitlichen Ortsarmenverband (Geſammt⸗Armenverband) 


Armenverbän⸗ gegenwärtig bereits bildenden Verbände von Gemeinden oder Gutsbezirken bleiben 


als ſolche beſtehen. Die für die Verwaltung der Angelegenheiten dieſer Ver⸗ 
bände maßgebenden ſtatutariſchen Vorſchriften können durch verfaſſungsmäßigen, 
von der Bezirksregierung beſtätigten Beſchluß des betreffenden Verbandes, in 
Ermangelung eines ſolchen Beſchluſſes aber nur gemäß den Vorſchriften des 
$. 10., abgeändert werden. 


$. 10. 


. Soweit die Verfaſſung der beftehenden Geſammt⸗Armenverbände nicht 
durch ſtatutariſche Vorſchriften geregelt iſt, bleibt den betheiligten Gemeinden und 
Gutsbezirken die Vereinbarung ſolcher ſtatutariſchen Vorſchriften, vorbehaltlich 
der Beſtätigung der letzteren durch die Bezirksregierung, überlaſſen; in Ermange⸗ 
lung einer derartigen Vereinbarung wird bie Verfaſſung des Geſammt⸗Armen⸗ 
verbandes durch ein nach Anhörung der Betheiligten von dem 1 A nach 
Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen zu beſchließendes, von der Bezirks⸗ 
regierung zu beſtätigendes Statut geregelt. 

Es wird für den Geſammt⸗Armenverband eine beſondere, aus Abgeordneten 
der Gemeinden und Gutsbezirke beſtehende Vertretung gebildet. Die Zahl der 
von den Gemeinden und Gutsbezirken zu entſendenden Abgeordneten, ſowie ge⸗ 
eigneten Falles die Zahl der dem Abgeordneten eines Gutsbezirkes einzuräumen⸗ 
den Stimmen wird nach dem Verhältniß der von den Gemeinden und We 

es 


bezirken zu leiftenden Beiträge zu ben Koften ber gemeinſamen Armenpflege ber 
ſtimmt, mit der Maßgabe, daß jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk wenigſtens 
Einen Abgeordneten zu entſenden hat. Die Abgeordneten der Gemeinden, zu 
denen jedoch in allen Fällen der Vorſteher der betreffenden Gemeinde gehören 
muß, werden von der Gemeindevertretung auf drei bis ſechs Jahre gewählt. 
Die Vertretung des Geſammt⸗Armenverbandes wählt einen Vorſitzenden und 
einen ſtellvertretenden Vorſitzenden, in der Regel aus ihrer Mitte. Dem Vor⸗ 
figenden kann eine Dienſtunkoſten⸗Entſchädigung gewährt werden. Die Wahlen 
erfolgen nach den entſprechenden Vorſchriften der Gemeinde ⸗Verfaſſungsgeſetze. 
In $e iebung auf bie Verwaltung der gemeinſamen Armenpflege ſtehen, nach 
Maßgabe ber Gemeinde⸗Verfaſſungsgeſetze, der Vertretung des Geſammt⸗Armen⸗ 
verbandes die Rechte der Gemeindevertretung (Gemeindeverſammlung), dem Vor⸗ 
ſitzenden derſelben aber die Rechte des Gemeindevorſtehers (Gemeindevorſtandes) 
zu. Die Vertheilung der Koſten der gemeinſamen Armenpflege auf die einzelnen 
Gemeinde⸗ und Gutsbezirke erfolgt nach Maßgabe der in ihnen aufkommenden 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer, der halben Gewerbeſteuer, ſowie der halben Grund- 
und Gebäudeſteuer. Das Einkommen, welches aus außerhalb belegenem Grund- 
beſitz oder betriebenem Gewerbe fließt, iſt außer Berechnung zu laſſen. 

Das Einkommen, welches die außerhalb des Bezirkes des Geſammt⸗Armen⸗ 


verbandes wohnenden Perſonen mit Einſchluß der juriſtiſchen Perſonen, der 


Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien aus dem innerhalb 
dieſes Bezirkes belegenen Grundbeſitz oder betriebenen Gewerbe beziehen, wird 
hinſichtlich der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer beſonders veranlagt. 

Den einzelnen Gemeinden bleibt die Aufbringung des auf ſie vertheilten 
Koſtenbeitrages nach den Vorſchriften der Gemeinde⸗Verfaſſungsgeſetze überlaſſen. 


$. 11. 


Die einen einheitlichen Ortsarmenverband gegenwärtig noch nicht bilden- 
den, aus mehreren Gemeinden oder Gutsbezirken zuſammengeſetzten Kommunal⸗ 
verbände (Bürgermeiſtereien, Aemter, Sammtgemeinden) können unter Zuſtim⸗ 
mung des Kreistages in den Formen, welche für die Beſchlußfaſſung über die 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten dieſer Verbände vorgeſchrieben ſind, als Ge⸗ 
ſammt⸗Armenverbände eingerichtet werden. Die Beſtimmungen der Geſetze über 
die Verwaltung der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten der gedachten Kommunal⸗ 
verbände find alsdann auch für die Verwaltung der gemeinſamen Armenpflege 
maßgebend. 3. 12 


Gemeinden oder Gutsbezirke, welche einem der in den $$. 9. und 11. ge⸗ 
dachten Verbände nicht angehören, können mittelſt gegenſeitiger Vereinbarung 
als Geſammt⸗Armenverbände eingerichtet oder einem beſtehenden Geſammt⸗ 
Armenverbande einverleibt werden. Die Art der Beſchlußfaſſung über die ge- 
meinſchaftlichen Angelegenheiten, die Vertretung des Geſammt⸗Armenverbandes 
nach außen, die Formen der Verwaltung und die Aufbringungsweiſe der Koſten 
der gemeinſamen Armenpflege ſind in dieſem Falle durch ein von der Bezirks- 
regierung zu beſtätigendes Statut zu regeln. 

(Nr. 7794.) $. 13, 
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Die Beſtimmungen der $$. 3. bis 5., betreffend die Bildung befonderer 
Deputationen und die Verpflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, ſowie 
bie Beſtimmungen des $. 6. kommen auch bezüglich der Geſammt⸗Armenverbände 
und deren Vertretung zur Anwendung. 


$. 14. 


Die Wiederauflöſung eines Geſammt⸗Armenverbandes kann nur in den 
Formen, welche für die Beſchlußfaſſung über die gemeinſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten vorgeſchrieben find, und nur mit Genehmigung der Bezirksregierung Vor’ 
genommen werden. 8 15 


Jede Einrichtung und jede Wiederauflöſung eines Geſammt⸗Armen⸗ 
verbandes iſt durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


$. 16. 


d. Unmvande . Die in einigen Landestheilen beſtehenden Ortsarmenverbände (Armen ⸗ 
r kommunen u. ſ. w.), welche den Vorſchriften des Bundesgeſetzes über den Unter⸗ 
yung ber, bem ſtützungswohnſiz vom 6. Juni 1870. nicht entſprechen, werden ٥1 97 
den 6 hn verbände nach Maßgabe jenes Geſetzes umgebildet. Dieſelben erhalten ihre 
1870 nicht ent, räumliche Begrenzung durch Beſchluß der in Gemäßheit des §. 18. zu bildenden 
fee „ Kommiſſionen unter Beſtätigung der Bezirksregierung nach vorgängiger An- 
bände. hörung der Betheiligten. Die raumliche Begrenzung geſchieht in der Weiſe, daß 

diejenigen Verbände, welche ſchon jetzt mehrere ganze Gemeinden oder Guts⸗ 
bezirke umfaſſen, als Geſammt⸗Armenverbände in Gemäßheit des $. 10. des ger 
genwärtigen Geſetzes einzurichten ſind. 


$. 17. : 


Das Vermögen der im F. 16. gedachten Ortsarmenverbände (Armen⸗ 
kommunen u. ſ. w.) geht zur beſtimmungsmäßigen Verwendung auf die neu zu 
bildenden Ortsarmenverbände über, unter Wahrung aller beſtehenden Rechte der 
Religionsgeſellſchaften, Stiftungen und ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen und unter 
Vorbehalt des Rechtsweges für dieſelben. 

Die Theilnahmerechte der neu zu bildenden Ortsarmenverbände an dem 
vorgedachten Vermögen beſtimmen ſich in Ermangelung beſonderer Rechtstitel 
oder einer anderweitigen Vereinbarung der Betheiligten zunächſt nach dem Maß⸗ 
ſtabe, nach welchem die Betheiligten zu dieſem Vermögen im Durchſchnitt der 
letzten zehn Jahre beigetragen haben, und wenn ein ſolcher Maßſtab nicht nad» 
weisbar iſt, nach der Seelenzahl. 

Eine Vertheilung des bisher ungeſondert verwalteten Armenvermögens iſt 
nur zuläſſig, wenn ſie nach der von der Bezirksregierung zu treffenden Entſchei⸗ 
dung mit den beſtimmungsmäßigen Zwecken des Armenvermögens vereinbar iſt. 
Wo die Vertheilung nicht ftattfindet, kann eine gemeinſchaftliche Verwaltung nach 
Maßgabe der $$. 10. 12. und 13. eingerichtet werden. S. 16 
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$. 18. 


Die zur Ausführung der Vorſchriften ber SS. 16. unb 17. erforderliche 
Regulirung der Vermögensverhältniſſe erfolgt durch Kommiſſionen, beſtehend aus 
einem von dem Oberpräſidenten zu ernennenden Vorſitzenden und aus zwei oder 
vier weiteren, gemäß Beſchluß der Provinzialvertretung zu wählenden Mitgliedern. 
Die Provinzialvertretung beſchließt über die Zahl der zu beſtellenden Kommiſſio⸗ 
nen. Gegen die Beſchlüſſe der Kommiſſionen bleibt den Betheiligten der 58۰ 
weg vorbehalten. 


S. 19. 


Es werden diejenigen beſonderen Behörden (Armenkommiſſionen, Hospitien⸗ 
Kommiſſionen, Armenverwaltungen, Pflegſchaftsräthe 2c.) hierdurch aufgehoben, 
welche in einigen Landestheilen, insbeſondere im Bezirk des Appellationsgerichts⸗ 
hofes zu Cöln, für die Verwaltung der örtlichen Armenpflege neben den, durch 
die Gemeinde ⸗Verfaſſungsgeſetze angeordneten Gemeindebehörden beſtehen. Auf 
die letzteren gehen alle, aus Geſetzen, Verordnungen und anderen Titeln ent⸗ 
pringenden Rechte und Pflichten der gedachten beſonderen Armenbehörden über, 
insbeſondere iſt das unter ihrer Verwaltung ſtehende Vermögen, ſoweit daſſelbe 
bisher zu beſtimmten Stiftungszwecken zu verwenden war, auch fernerhin in 


gleicher Weiſe zu verwenden. 


F. 20. 


Soweit bisher, insbeſondere im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu 
Cöln, von den nach $. 19. aufzuhebenden beſonderen Armenbehörden Armenfonds 
und Armenanſtalten ungeſondert verwaltet wurden, welche für die Armenzwecke 
mehrerer Gemeinden beſtimmt find, kommen die Vorſchriften der $$. 21. bis 23. 
zur Anwendung. 


. 21. 


Sind die Armenfonds und Armenanſtalten für die Armenzwecke mehrerer 
Landgemeinden beſtimmt, ſo geht deren Verwaltung auf diejenigen Behörden 
über, welche nach den Gemeinde⸗Verfaſſungsgeſetzen für die Verwaltung der ge 
meinſchaftlichen Angelegenheiten der Landgemeinden angeordnet ſind. Der Ar⸗ 
tikel 15. des Geſetzes vom 15. Mai 1856., betreffend die Gemeindeverfaſſung in 
der Rheinprovinz (Geſetz⸗Samml. S. 435. ff.), kommt entſtehenden Falles 
mit der Maßgabe zur Anwendung, daß die in dem letzten Satze dieſes Artikels 
erwähnten Rechte des Vorſitzes und der Verwaltung demjenigen Bürgermeiſter 
zuſtehen, in deſſen Amtsbezirke die betreffende Armenbehörde ihren Sitz ge⸗ 
habt hat. 


$. 22. 


Sind die Armenfonds und Armenanftalten für die Armenzwecke mehrerer 
Stadtgemeinden oder für bie Armenzwecke von Stadt- und Landgemeinden bes 
ſtimmt, ſo geht deren Verwaltung auf die Behörden derjenigen Gemeinde über, 
in welcher die aufzuhebende Armenbehörde ihren Sitz gehabt hat. In Fällen 
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6. 76 
bende örtliche 
Armenbehör⸗ 
den. 


IS. -- 


dieſer Art iff ben betheiligten Außengemeinden eine Mitwirkung bei ber Ber- 
waltung der Armenfonds und Armenanſtalten nach Maßgabe der Beſtimmungen 
der $$. 10. 12. 13. einzuräumen. 


$. 23. 


Die zur Ausführung der Vorſchriften ber $$. 19. bis 22. erforderliche 
Regulirung erfolgt nach Maßgabe der Beſtimmungen ber SS. 17. und 18. 


$. 24. 


Den Religionsgeſellſchaften, den Stiftungen und ſonſtigen juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen verbleibt in allen Fällen die Verwaltung des ihnen zugehörigen Armenver⸗ 
mögens, inſoweit diefe Verwaltung gegenwärtig noch nicht auf die gemäß $. 19. 
aufzuhebenden Armenbehörden übergegangen iſt. Inſoweit den Religionsgeſell⸗ 
ſchaften, den Stiftungen und ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen ſchon nach den big- 
herigen Geſetzen ein Anſpruch auf Rückgewähr des in die Verwaltung der auf- 
zuhebenden Armenbehörden übergegangenen Vermögens zuſteht, bleibt ihnen die 
Verfolgung deſſelben im Rechtswege vorbehalten. 


$. 25. 


(. Auſſichts⸗ Der Staatsregierung ſteht nach Maßgabe der Gemeinde⸗Verfaſſungsgeſetze 
Gries die Aufſicht über die Verwaltung ber Ortsarmenverbände zu. Sie hat ins. 
mung. beſondere auch in den Fällen der E. 19. ff. darüber zu wachen, daß das 


Armenvermögen feinen beſtimmungsmäßigen Zwecken nicht entfremdet werde. 


$. 26. 


1. 7 Die beftehenden Landarmenverbände werden in ihren gegenwärtigen 
menverbände. Grenzen bis auf Weiteres beibehalten, jedoch wird der Kreis Meiſenheim dem 
Landarmenverbande des Regierungsbezirks Coblenz und die Enklave Kaulsdorf 
dem Landarmenverbande der vormals Sächſiſchen Kreiſe der Regierungsbezirke 
Merſeburg und Erfurt und des Kreiſes Erfurt zugelegt. Einen beſonderen Land- 
armenverband bilden außerdem ; — 

1) die Provinz Schleswig ⸗Holſtein, 

2) die Provinz Hannover, i 

3) der kommunalſtändiſche Verband des Regierungsbezirk Raffel, 

4) ber kommunalſtändiſche Verband des Regierungsbezirks Wiesbaden mit 

Ausſchluß des Stadtkreiſes Frankfurt a. M., 
5) der Stadtkreis Frankfurt a. M., 
6) der Regierungsbezirk Sigmaringen. 
Für das Jadegebiet werden die Funktionen des Landarmenverbandes bis 

auf Weiteres vom Staate übernommen. 8. 27 


g. 27. 


Die Grenzen ber Landarmenverbände können unter Zuſtimmung der Be⸗ 
theiligten und, wo für den Bezirk eines Landarmenverbandes eine beſondere Ver⸗ 
tretung nicht beſteht, unter Zuſtimmung der Provinzialvertretung, durch König⸗ 
liche Verordnung geändert werden. Ohne dieſe Zuſtimmung iſt eine ſolche Mens 
derung nur im Wege der Geſetzgebung zuläſſig. 


$. 28. 


Die Verwaltung der Angelegenheiten derjenigen Landarmenverbände, welche 
nur aus einer Gemeinde beſtehen, erfolgt nach den für die Verwaltung der An⸗ 
gelegenheiten der Gemeinden maßgebenden Vorſchriften. 

In allen anderen Fällen wird die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Landarmenverbände durch Königliche Verordnung, ſoweit es bisher noch nicht 
geſchehen ift, den betreffenden kreis-, beziehungsweiſe provinzial⸗ und kommunal⸗ 
ſtändiſchen Verbänden und deren Organen nach Maßgabe der für dieſe Verbände 
und deren Organe gültigen Verfaſſungsgeſetze übertragen. Bis zum Erlaß der 
betreffenden Königlichen Verordnung bewendet es überall bei den zur Zeit beſte⸗ 
henden Verwaltungsvorſchriften, vorbehaltlich der Beſtimmungen des S. 71. 


s. 29. 


Die zur Erfüllung der Verpflichtungen der Landarmenverbände aufzubrin⸗ 
genden Koſten werden auf die betreffenden Kreiſe nach dem Maßſtabe der in 
ihnen aufkommenden direkten Staatsſteuern ($. 70.) vertheilt, ſofern nicht die 
Vertretung eines Landarmenverbandes mit Genehmigung der Miniſter des In⸗ 
nern und der Finanzen eine andere Aufbringungsweiſe beſchließt. Den Vertre⸗ 
tungen der Kreiſe bleibt die Beſchlußfaſſung über die Aufbringungsweiſe des auf 
die letzteren vertheilten Koſtenbetrages überlaſſen. 

In der Provinz Hannover werden die vorgedachten Koſten auf die Amts⸗ 
qe beziehungsweiſe auf die nicht zu einem Amtsverband gehörigen Städte 
vertheilt. 
à Im Regierungsbezirk Sigmaringen erfolgt die Vertheilung auf die Ober⸗ 
amtsbezirke. Die Aufbringungsweiſe der auf die letzteren vertheilten Koſten⸗ 
beträge wird bis zur Einführung von Kreis⸗ und Provinzialvertretungen durch 
eine Verſammlung der Ortsvorſteher (Bürgermeiſter, Stadtſchultheiß, Vogt) des 
Oberamtsbezirks unter dem Vorſitze des Oberamtmanns beſtimmt. 


§. 30. 


Die Beſtimmungen des F. 29. treten in den Provinzen Preußen, Bran- 
denburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſtphalen und in der Rhein⸗ 
provinz erſt mit dem 1. Januar 1873. in Geltung. Mit demſelben Tage treten 
in der Provinz Schleſien die zur Zeit dort a geſetzlichen Beſtimmungen, 
betreffend die Erhebung von Abgaben für das Landarmen⸗ und Korrigenden⸗ 
weſen bei Erb- und Beſitzveränderungsfällen, xu zug 


Jahrgang 1871. (Nr. 7794.) $. 31. 


are OO u SEPA سن‎ N T اب‎ RS سا اخس‎ EA, TAE 
"v ٨ — ^ ې‎ : - 


ze Y: ul‏ سن د 


Pllichten und 


Rechte der 
Landarmenver⸗ 
bände. 


meiſtereien, Aemter, Sammtgemeinden), ſowie auf die Amtsbezirke und Kreiſe 


F QUE TR 7 
HAARE i s SFT FRY ne in 7 TS 
N s m 138 -— tUm a STN RER : 


§. 31. 


Die Landarmenverbände find befugt, bie Koſten ber öffentlichen Armen⸗ 
pflege, welche die Fürſorge für Geiſteskranke, Idioten, Taubſtumme, Sieche und 
Blinde verurſacht, unmittelbar zu übernehmen. Kreiſe oder Armenverbände, 
welche für einen der unmittelbar zu übernehmenden Zweige der Armenpflege bis 
dahin in ausreichender Weiſe geſorgt haben können nicht gegen ihren Willen 
verpflichtet werden, an der betreffenden Einrichtung des Landarmenverbandes 
Theil zu nehmen oder zu den Koſten derſelben beizutragen. Die auf beſonderen 
geſetzlichen Beſtimmungen oder Titeln beruhenden Verpflichtungen einzelner Land⸗ 
armenverbände, ſowie die Verpflichtung der Ortsarmenverbände zur vorläufigen 
Unterſtützung der in ihrem Bezirke (S. 28. des Bundesgeſetzes) der Hülfsbedürf⸗ 
tigkeit anheimfallenden Perſonen werden hierdurch nicht berührt. 

: Die vorftehende Beſtimmung findet gleichmäßig auf die aus mehreren 
Gemeinden oder Gutsbezirken zuſammengeſetzten Kommunalverbände (Bürger 


nm oa ~^ 


Anwendung. Dieſe Verbände können überdies auch die Fürſorge für Kranke 
unmittelbar übernehmen. : 


$. 32. 


1 
Die in einigen Landestheilen bereits beſtehenden Verbände von Gemeinden i 
und Gutsbezirken zur Beſtreitung der Koften einzelner beſonderer Zweige der 
öffentlichen Armenpflege (außerordentliche Armenlaſt) bleiben als ſolche aufrecht ١ 
erhalten; bezüglich ber Verwaltung der Angelegenheiten derſelben kommen die 
F. 9. 10. 13. bis 15. gleichmäßig zur Anwendung. ) 
Ohne Zuſtimmung ber Betheligten findet die Bildung ſolcher Verbände 

nicht ferner ſtatt. : 


Die in einigen Landestheilen beſtehenden Verpflichtungen des Staats zur 
Beſtreitung einzelner beſonderer Zweige der öffentlichen Armenpflege werden in⸗ 
ſoweit aufgehoben, als dieſe Verpflichtungen nicht auf beſonderen Rechtstitelnn 
beruhen. 
Desgleichen werden aufgehoben die Beſtimmungen des Ausſchreibens des 


1 
$. 33. 4 
۱ 


vormaligen Kurheſſiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1822. (Kur — 
heſſiſche Geſetz-Samml. ©. 45.), ſowie die Beſtimmungen in $ 1. Nr. 5. des 
Geſetzes, betreffend die Erweiterung der Verwendungszwecke der Einnahmen aus 


; | 


dem vormals Kurheſſiſchen Staatsſchatze vom 25. März 1869. (Geſetz»Samml. 
EM 


S. 525.). 
$. 34. 1 
Die Landarmenverbände ſind befugt, die ihrer Fürſorge geſetzlich anheim⸗ 
fallenden Perſonen demjenigen Ortsarmenverbande gegen Entſchädigung zu über⸗ 
weiſen, welcher nach S. 28. des Bundesgeſetzes vom 6. Juni 1870. zur 7۰ 
läufigen Unterſtützung derſelben verpflichtet iſt. A 


Die Landarmenverbände find verpflichtet, in ihren Armenhäufern, foweit 
es der Raum geftattet, gegen Entſchädigung die der Fürſorge ber Ortsarmen⸗ 
ros gefeglih anheimfallenden Perſonen auf Antrag dieſer Verbände auf. 
zunehmen. . : 


§. 35. 


Die für den Betrag der Erſtattungsforderungen ber Armenverbände maß— 
gebenden Tarife werden von dem Miniſter des Innern nach Anhörung der 
Provinzialvertretung beziehungsweiſe der Kommunallandtage aufgeſtellt. Bei den 
gegenwärtig in Geltung ſtehenden Tarifen bewendet es, bis fie in vorgedachter 

eiſe abgeändert worden ſind. 


$. 36. 


Die Landarmenverbände ſind verpflichtet, denjenigen, ihrem Bezirke anges 
hörigen Ortsarmenverbänden eine Beihülfe zu gewähren, welche den ihnen ob. 
liegenden Verpflichtungen zu genügen unvermögend find. Ob und welche Bei⸗ 
hülfe zu leiſten iſt, entſcheidet nach Anhörung des Kreistages endgültig die De⸗ 
putation für das Heimathweſen ($. 40.), zu deren Sprengel der betreffende 
Ortsarmenverband gehört. Die Beihülfe kann in Geld oder mittelſt Bereit- 
ſtellung von Pflegeanſtalten oder in ſonſt geeigneter Weiſe gewährt werden. 

Die in einigen Theilen des Regierungsbezits Kaſſel beſtehenden Verbände 
zur Unterſtützung ſolcher Gemeinden, welche die Laſten der öffentlichen Armen⸗ 
pflege für fid) allein nicht aufzubringen im Stande find, werden inſoweit aufge- 
hoben, als dieſe Verbände nicht gleichzeitig zur Verfolgung anderer Zwecke ein⸗ 
gerichtet find, beziehungsweiſe inſoweit auf fie nicht gleichzeitig der S. 32. ۰ 
wendung findet. Auf das Vermögen dieſer Verbände, ſoweit daſſelbe lediglich 
zur Unterſtützung der vorgedachten Gemeinden beſtimmt iſt, kommen die Vor⸗ 
ſchriften der $8. 17. und 18. zur Anwendung. 


$. 37. 


Muß ein Deutfcher, welcher feinen Unterſtützungswohnſitz hat, auf Ber- 
langen ausländiſcher Staatsbehörden (S. 33. des Bundesgeſetzes) aus dem Aus⸗ 
lande übernommen werden und iſt bei der Uebernahme der Fall der Hülfs— 
bedürftigkeit vorhanden oder tritt derſelbe innerhalb ſieben Tagen nach erfolgter 
Uebernahme ein, fo liegt die Verpflichtung zur Erſtattung der Koſten der Unter- 
ſtützung beziehungsweiſe zur Uebernahme des Hülfsbedürftigen demjenigen Land⸗ 
armenverbande ob, innerhalb deſſen der Hülfsbedürftige ſeinen letzten Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz gehabt hat. Läßt fi) dieſer Unterſtützungswohnſitz nicht ermitteln, 
jo ift derjenige Landarmenverband zur Tragung der Koſten verpflichtet, in deſſen 
Bezirk die Hülfsbedürftigkeit hervorgetreten iſt. 


6. 38. 


Die Landarmenverbände find verpflichtet, die in ihrem Bezirke feſtgenom⸗ 
menen, auf Grund der Beſtimmungen des $. 361. Nr. 3. bis 8. des Straf- 
Cr. 7794) 18 ge⸗ 


§ 39. 


| Die Landarmenverbände find fortan, ſoweit es bisher noch ber Fall ift, 
E nicht mehr verpflichtet, bie Koſten der Vollſtreckung gerichtlich erkannter Freiheits⸗ 
Sc ſtrafen bezüglich ber im $. 38. gedachten Perſonen zu tragen. 


. 40. 


E Verfahren in Zur Entſcheidung von Streitigkeiten, welche gegen einen Preußiſchen 


Fenn, Armenverband von einem anderen Deutſchen Armenverbande erhoben werden, 
bande. wird für jede Provinz oder für einen oder mehrere Regierungs- oder Land⸗ 
^ droſteibezirke eine Behörde eingeſetzt, welche ben Namen „Deputation für das 

7 führt und am Hauptorte ber Provinz oder am Sitze einer 
ezirksregierung oder Landdroſtei ihren Sitz hat. 


§. 41. 


Die Deputation für das Heimathweſen beſteht aus einem richterlichen 
Beamten, einem Verwaltungsbeamten und ferneren drei von der Provinzial- 
1 vertretung zu wählenden Mitgliedern. 
egens مس‎ Der richterliche Beamte wird aus den etatsmäßigen Mitgliedern eines am 
Sitze der Deputation befindlichen Gerichtskollegiums, der Verwaltungsbeamte 
Eb aus ben am Sitze der Deputation fungivenden etatsmäßigen Mitgliedern der 
Ja. >ez Vatn Regierung oder des Polizeipräſidiums zu Berlin, beziehungsweise der Landdroſtei, 
oder aus der Zahl der dem Oberpräſidenten beigeordneten Räthe für die Dauer 
ihres Hauptamtes am Sitze der Deputation von dem Könige ernannt. 
bee Jy, Die drei anderen Mitglieder werden aus den Angehörigen des Sprengels 
هریو‎ der Deputation für die Dauer von drei Jahren gewählt und von dem Vorſitzen⸗ 
den durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

BE .. In gleicher Weiſe wird für jedes Mitglied ein beſtimmter Stellvertreter 
B. . eig ernannt, beziehungsweiſe gewählt. 
ee Den Vorſitzenden der Deputation und deffen Stellvertreter ernennt der 
i „König aus der Zahl der Mitglieder, 
E 
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s $. 42. — 

Die Anweſenheit von drei Mitgliedern, einſchließlich der beiden ernannten 

Beamten, genügt für die Beſchlußfähigkeit der Deputation. Sind vier Mit⸗ 
oh anweſend, fo nimmt das dem Lebensalter nach jüngſte Mitglied an der 
bſtimmung keinen Antheil. 


$. 43. 


Die Mitglieder der Deputation ſind für ihre Entſcheidungen nach den für 
richterliche Beamte geltenden Grundſätzen verantwortlich. Die ernannten Mit⸗ 
glieder unterliegen in dieſer ihrer Eigenſchaft den für richterliche Beamte gelten⸗ 
den Disziplinarvorſchriſten. Das Verfahren wird von demjenigen Gerichtshof 
geleitet, welcher für den Bezirk des betreffenden Appellationsgerichts den Diszi⸗ 
plinarhof bildet. Die gewählten Mitglieder der Deputation unterliegen keinem 
Disziplinarverfahren. i 

Der äußere Geſchäftsgang bei ben Deputationen wird durch ein Regulativ 
geordnet, welches der Juſtizminiſter und der Miniſter des Innern gemeinſam zu 
erlaſſen haben. In dem Regulativ ſind insbeſondere auch die Grundſätze feſt⸗ 
zuſtellen, nach welchen die Stellvertreter in Gemäßheit dieſes Geſetzes einzu⸗ 
berufen ſind. 


$. 44. 


Die gewählten Mitglieder der Deputation erhalten eine ihren Auslagen 
entſprechende Entſchädigung. Ueber die Höhe derſelben beſchließt die Provinzial- 
vertretung, im Regierungsbezirk Sigmaringen bis zur Einführung einer ſolchen 
die Regierung daſelbſt. Der Entſchädigungsbetrag wird von dem Landarmen⸗ 
verbande, und wo mehrere Landarmenverbände betheiligt ſind, im Verhältniß der 
in denſelben aufkommenden direkten Staatsſteuern aufgebracht. Die übrigen 
Koſten der Deputation für das Heimathweſen fallen dem Staate zur Laſt. 


§. 45. 
Die Klage wegen eines abgelehnten Anſpruches iſt bei der Deputation 


H 


A e zu deren Sprengel der in Anſpruch genommene Armenverband 
gehört. \ 


$. 46. | 


1 m ber der Deputation einzureichenden Klageſchrift ift der Armenverband, 

deſſen Verurtheilung verlangt wird, und der Gegenſtand des erhobenen Anſpruches 

genau zu bezeichnen, es iſt insbeſondere ausdrücklich auszuſprechen, ob die Ueber⸗ 

8 A betreffenden Hülfsbedürftigen oder welche ſonſtige Leiſtung ver- 
gt wird. 


$. 47. is 
Die Klageſchrift wird der Gegenpartei mit der Aufforderung zugefertigt, 


ihre ſchriftliche Gegenerklärung innerhalb vier Wochen nach der Zuſtellung ein- 
(Nr. 7794.) zu⸗ 


zureichen, widrigenfalls bie in der Klageſchrift behaupteten Thatſachen für gu 
Waadt und die damit überreichten Urkunden für anerkannt würden erachtet 
werden. 

Die Gegenerklärung wird dem klagenden Armenverbande zugefertigt, ge⸗ 
eigneten Falles mit der dieſelbe Verwarnung enthaltenden Aufforderung, ſeine 
weitere Erklärung innerhalb vierzehn Tagen nach der Zuſtellung einzureichen. 
Geht eine ſolche weitere Erklärung ein, ſo wird ſie der Gegenpartei zur Kenntniß⸗ 
nahme zugefertigt. : 

Die vorgedachten Friſten können auf Antrag der betreffenden Partei ver. 
längert werden. i 


$. 48. 


Der Klageſchrift und den im H. 47. gedachten weiteren Erklärungen der 
Parteien ſind die als Beweismittel in Bezug genommenen Urkunden im Original 
oder in Abſchrift beizufügen. Von allen Schriftſtücken und deren Anlagen ſind 
Duplikate einzureichen. 


F. 49. 

Die Deputation für das Heimathweſen iſt befugt, Unterſuchungen an Ort 
und Stelle zu veranlaſſen, Zeugen und Sachverſtändige zu laden und eidlich zu 
vernehmen, überhaupt den angetretenen Beweis in vollem Umfange zu erheben. 

Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger ver. 
nehmen zu laſſen, kommen die entſprechenden Beſtimmungen der bürgerlichen 
Prozeßgeſetze zur Anwendung. Die Deputation erkennt auf die im Ungehorfams. 
falle zu verhängenden Strafen, vorbehaltlich des innerhalb vierzehn Tagen nach 
Zuſtellung des Strafbeſcheides zuläſſigen Rekurſes an das Bundesamt für das 
Heimathweſen. ١ 


§. 50. 


Die Deputation kann die Beweiserhebung durch eines ihrer Mitglieder oder 
durch eine der Bezirksregierung ون غد‎ Behörde oder durch eine zu bem 
Ende zu erfuchende fonftige Behörde bewirken laffen. Sie kann verordnen, daß 
die Beweiserhebung in ihrer öffentlichen Sitzung ſtattfinden folle, 


$. 51. 


Die Beweisverhandlungen ſind unter Zuziehung eines vereideten 816 
führers, oder, wenn ſie in einem anderen Deutſchen Staate ſtattfinden, in den 
dort vorgeſchriebenen Formen aufzunehmen; die Parteien find zu denſelben vor. 
zuladen. 


$. 52. 


Die Entſcheidung erfolgt in öffentlicher Sitzung der Deputation nach ets 
folgter Ladung und Anhörung der Parteien oder ihrer mit Vollmacht is coin 
er- 
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Vertreter. Die Ladung erfolgt unter der Verwarnung, daß beim Ausbleiben 
der Parteien nach Lage der Akten entſchieden werden würde. Die Entſcheidung 


kann ſofort verkündigt werden; es iſt über dieſelbe aber jedenfalls ein ſchriftlicher, 
mit Gründen verſehener Beſchluß auszufertigen und den Parteien zuzuſtellen. 


§. 53. 

| In der öffentlichen Sitzung der Deputation dürfen bie Parteien neue 
| 

l 

i 


Thatſachen oder Beweismittel nur inſofern vorbringen, als ihnen bei dem ver- 
ſpäteten Vorbringen eine ſchuldbare Verzögerung nicht zur Laſt fällt. 


F. 54. 


Die Deputation hat nach ihrer freien, aus dem ganzen Inbegriffe der 
Verhandlungen und Beweiſe geſchöpften Ueberzeugung zu beſchließen. Inſofern 
nicht etwa eine Ergänzung der Inſtruktion beſchloſſen wird, kann ihre Entſcheidung 
auf Abweiſung des klagenden oder auf Verurtheilung des in Anſpruch genom⸗ 
menen Armenverbandes gerichtet ſein. Letzteren Falles iſt in der Entſcheidung 

i ausdrücklich auszuſprechen, ob ber Armenverband zur Uebernahme des betreffenden 
Hülfsbedürftigen oder nur zu einer ſonſtigen Leiſtung verpflichtet ſein foll. 


§. 55. 


Ueber die öffentliche Sitzung wird durch einen zuzuziehenden vereidigten 
Protokollführer eine Verhandlung aufgenommen, welche die weſentlichen Hergänge 
enthalten muß und von den Mitgliedern der Deputation, ſowie von dem Pro- 
tokollführer zu unterzeichnen iſt. 

$. 56. 


Die Entſcheidung erfolgt im Namen des Königs. 

Das Verfahren iſt ſtempelfrei. An Koſten wird für daſſelbe, außer den 
baaren Auslagen und den Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige, ein Pauſch⸗ 
quantum erhoben, welches im Höchſtbetrage 20 Thaler nicht überſteigen darf. 

Dem unterliegenden Theil ſind die Koſten und die baaren Auslagen des 
Verfahrens, desgleichen die baaren Auslagen des obſiegenden Theils, mit Ein⸗ 
ſchluß der Gebühren, welche derſelbe ſeinem Bevollmächtigten für Wahrnehmung 
der öffentlichen Sitzungen der Deputation zu entrichten hat, zur Laſt zu legen. 
Das Pauſchquantum, ſämmtliche zu erſtattende Auslagen und Gebühren der 
Bevollmächtigten werden von der Deputation endgültig feſtgeſetzt. 

Aus den Einnahmen der Deputation ſind zunächſt die Koſten derſelben zu 
beftreiten. Der Ueberſchuß wird dem Landarmenverbande zugewieſen, und wo 

| mehrere Landarmenverbände betheiligt find, im Verhältniß zu den in ihnen auf. 
ommenden direkten Staatsſteuern vertheilt. 


| $. 57. 


| Soweit die Organijation ober die örtliche Abgrenzung der einzelnen Armen- 
| E Gegenſtand des Streites ift, bewendet es endgültig bei der Entſcheidung 
r. 7794) der 
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der Deputation. Im Uebrigen findet gegen deren Entſcheidung, unter Ausſchluß 


aller ſonſtigen Rechtsmittel, die Berufung an das Bundesamt für das Heimath⸗ 
weſen ſtatt. j 


$. 58. 


In allen Streitſachen zwiſchen Preußiſchen Armenverbänden iſt die unter⸗ 
liegende Partei verpflichtet, der Gegenpartei die ihr in der Berufungsinſtanz ent- 
ſtandenen baaren Auslagen, ſowie die Gebühren eines ſie in der öffentlichen 
Sitzung des Bundesamtes vertretenden Rechtsverſtändigen zu erſtatten. 


g. 59. 


Gegen die im $. 56. des Bundesgeſetzes erwähnten Anordnungen findet 
die Berufung an das Bundesamt für das Heimathweſen auch in denſenigen 
Fällen ſtatt, in denen ein Streit zwiſchen zwei Preußiſchen Armenverbänden beſteht. 

Iſt ein Armenverband zur Zahlung und Erſtattung der ihm endgültig 
auferlegten Koſten und Gebühren ganz oder theilweiſe außer Stande (S. 59. des 
Bundesgeſetzes), fo bleiben bie Koſten des Verfahrens außer Anſatz und für die 
Erſtattung der Auslagen und Gebühren muß der betreffende Landarmenverband 
aufkommen. 


$. 60. 


In jedem Kreife wird eine Kommiſſion gebildet, welche in allen Streitig⸗ 
keiten, in denen ein Ortsarmenverband von einem anderen Preußiſchen Armen⸗ 
verbande in Anſpruch genommen wird, auf Antrag beider ftreitenden Theile der 

iedsrichterlichen Entſcheidung, und auf Antrag eines Theiles, welchen dieſer ſtellt, 
٣ bet Ehud bei der Deputation anhängig gemacht ift, einem gütlichen Sühne⸗ 
verſuch fid) unterziehen muß. i 

Die Kommiſſion befteht aus bem Landrath (dem Landrathsamts-WVerwalter) 
als dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern, welche der Kreistag aus den Ange⸗ 
hörigen des Kreiſes für die Dauer von drei Jahren wählt. Für den Vorſitzen⸗ 
den und jedes der beiden anderen Mitglieder wählt der Kreistag einen beſtimmten 


Vertreter. 
In Städten, welche zu keinem Kreiſe gehören, erfolgt die Wahl aus den 


: Angehörigen der Gemeinde durch ben Gemeindevorſtand und die Gemeindever- 


tretung in gemeinſchaftlicher Sitzung. 


$. 61. 


Für das Verfahren der Kommiſſionen kommen bie SS. 46. 49. 50. 52. 
54. in Anwendung mit der Maßgabe, daß auf die im S. 49. bezeichnete Strafe 
die Kommiſſion erkennt und der Rekurs an die Deputation für das Heimathweſen 
zuſteht. Alle übrigen Theile des Verfahrens regelt die Kommiſſion in jedem 
einzelnen Falle. Insbeſondere darf dieſelbe in jeder Lage des Verfahrens einen 
Sühneverſuch veranlaſſen. 8. 62 


$ 885 . x 0. 


Die Kommiſſion entſcheidet endgültig mit Ausſchluß jeder Berufung. Die 
Entſcheidung erfolgt gebühren⸗ und ſtempelfrei; doch find dem unterliegenden 
Theile die baaren Auslagen des Verfahrens und die des obſiegenden Theils, 
jedoch mit Ausſchluß der Gebühren eines Bevollmächtigten, zur Laſt zu legen. 

Die zu erſtattenden baaren Auslagen werden von der Kommiſſion end- 
gültig feſtgeſetzt. 

Die Entſcheidungen der Kommiſſionen, ſowie die urkundlich von denſelben 
feſtgeſtellten Einigungen ſind im Verwaltungswege vollſtreckbar. 


$. 63. 


Einen Anſpruch auf Unterftügung kann der Arme gegen einen Armen- 
verband niemals im Rechtswege, ſondern nur bei der Verwaltungsbehörde 
geltend machen, in deren Pflicht es liegt, keine Anſprüche zuzulaſſen, welche über 
das Nothdürftige hinausgehen. : 

Beſchwerden gegen Verfügungen der Vorſtände der Ortsarmenverbände 
darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe Armenunterſtützungen zu 
gewähren ſind, folgen dem durch die beſtehenden Geſetze angeordneten Inſtanzen⸗ 
zuge mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Bezirksregierung die Deputation 
für das Heimathweſen tritt, welche endgültig entſcheidet. 


$. 64. 


Jeder Ausländer iff, fo lange ihm der Aufenthalt im 6 geſtattet Oeffentliche 


wird, in Bezug 


Unterſtützung 
hülfsbedürfti⸗ 


a) auf die Art und das Maaß der im Falle der Hülfsbedürftigkeit zu ge- der Ausländer. 


währenden öffentlichen Unterſtützung, 
b) auf den Erwerb und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes 
einem Deutſchen gleich zu behandeln. £ 


F. 65. 


Auf den Antrag des Armenverbandes, der einen Hülfsbedürftigen unter- Lerpärmig 
ſtützen muß, können durch einen mit Gründen verſehenen Beſchluß der Verwal⸗ MeL 
tungsbehörde nach Anhörung ber Betheiligten ber Ehemann, die Ehefrau, die weit epit 
ehelichen Aeltern, die uneheliche Mutter ſowie die ehelichen Kinder und die teten, Pd 
unehelichen Kinder in Beziehung auf die Mutter, angehalten werden, dem Hülfs⸗ 7 
bedürftigen nach Maßgabe ihrer geſetzlichen Verpflichtung die erforderliche laufende 
Unterſtützung zu gewähren. 
= Die Beſchlußfaſſung ſteht dem Landrathe desjenigen Kreiſes, und im 

egierungsbezirke Sigmaringen dem Oberamtmanne desjenigen Oberamtsbezirkes 
Jahrgang 1871. (Nr. 7794) 19 zu, 


ASI E PET S uv "X. 


په 


einen Wohnſitz hat, beziehungsweiſe 


j 
in Kommunal- noch 11 06 


worfen iſt, dem Gemeindevorſtande. 


Hat der gedachte Angehörige im Inlande keinen Wohnſitz, ſo treten an 
die Stelle der Behörden des Wohnſtzes die Behörden des Aufenthaltsortes. 


§. 66. i 


» Gegen die Entſcheidung der Verwaltungsbehörde (S. 65.) ſteht innerhalb 
zehn Tagen nach deren Zuſtellung ſowohl dem in Anſpruch genommenen Ange⸗ 
hörigen wie dem betheiligten Armenverbande der Rekurs an die Deputation für 
das Heimathweſen zu, welche letztere nach Anhörung der Gegenpartei im Ver⸗ 
waltungswege endgültig entſcheidet. Beiden Theilen bleibt überdies die Verfol⸗ 
gung ihrer Rechte im gerichtlichen Verfahren vorbehalten. i 


ND 
Die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörde (SS. 65. 66.) ſind vorläufig 
und ſo lange vollſtreckbar, bis auf erhobenen Rekurs im Verwaltungswege oder 
pong rechtskräftigen gerichtlichen Urtheils eine abändernde Entſcheidung er⸗ 
plat ift. " ETE 

Im letzteren Falle hat der Armenverband dem in Anſpruch genommenen 
Angehörigen das bis dahin Geleiſtete beziehungsweiſe das zu viel Geleiſtete zu 

erftatten; im Weigerungsfalle ift er hierzu im Aufſichtswege anzuhalten. 
Hatte jedoch der eine ſolche Erſtattung Fordernde die gerichtliche Klage 
nicht innerhalb ſechs Monaten nach Zuftellung des von ihm angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes der Verwaltungsbehörde angebracht, ſo kann er nur dasjenige zurück⸗ 
foie 1 1 e er für den Zeitraum ſeit Anbringung der Klage zu viel ge⸗ 

eiſtet hat. : : 1 


$. 68. 


Die Erſtattung bereits verausgabter Anterſtützungskoſten kann ein Armen 
verband in allen Fällen, ſoweit nicht die SS. 40. ff., betreffend das Verfahren 
in Streitſachen der Armenverbände, zur Anwendung kommen, nur im gericht⸗ 


lichen Verfahren beanſpruchen. 


§. 69. 


Beſonder Be. Unter einem Deutſchen Hülfsbedürftigen und einem Deutſchen Armen⸗ 
ftimmungen fúr verbande im Sinne dieſes Geſetzes ift ein ſolcher zu verſtehen, welcher dem Gel⸗ 
yl tungsbereich des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 


theile und 


Er 1870. angehört. | i y 70 


Ee 


' Soweit bie Vertheilung der von den einzelnen Verbänden, Kreiſen und 
Gemeinden in Folge dieſes Geſetzes aufzubringenden Koſten nach Maßgabe der 
direkten Staatsſteuern erfolgt, kommen folgende Beſtimmungen zur Anwendung: 


1) in den mahl ⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten tritt die Mahl. und 
Schlachtſteuer, nach Abzug des für die Städte erhobenen Steuerdrittels, 
an die Stelle der Klaſſenſteuer ; 


: 2) bie in F. 4. Litt. a. und b. des Grundfteuergefeßed vom 21. Mai 
| 1861. (Gejeß-Samml. S. 253.) und beziehungsweiſe in $. 3. des x 

Grundſteuergeſetzes vom 11. Februar 1870. (Geſetz⸗Samml. S. 85.) Ias 
bezeichneten Grundſtücke werden nach Maßgabe derjenigen Grundſteuer⸗ e 


E o beträge herangezogen, welche von ih 
= ihnen ein An auf Grund 
* zuſtände. Die Berechnung dieſer 


men zu entrich 
ſteuerbefteſung oder Bevorzugung 
endung des allgemeinen Grundſteuer-Prozentſatzes auf die in Aus⸗ 


Grundſteuerbeträge erfolgt dure 
führung der vorerwähnten beiden Geſetze für die gedachten Grundſtücke 
feſtgeſtellten oder feſtzuſtellenden Reinerträge. In den Provinzen 
Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Heffen-Naffau, ſowie in dem 
Kreiſe Meiſenheim geſchieht dieſe Berechnung ſo lange, als die neu zu 
regelnde Grundſteuer noch nicht erhoben wird, nach den geſetzlich feft- 
ſtehenden oder hergebrachten Beſteuerungsgrundſätzen; ; 


3) bie nad) $. 3. unter 1. des Geſetzes, betreffend die Einführung einer 
allgemeinen Gebäudeſteuer, vom 21. Mai 1861. (Gefeb-GCammtl. 
S. 317. ff.) von der Gebäudeſteuer befreiten Gebäude, mit Ausnahme 
derjenigen, welche ſich im Beſitze der Mitglieder des Königlichen Hauſes 
oder des Hohenzollernſchen Fürſtenhauſes, ſowie des Hannoverſchen 
Königshauſes oder des Kurheſſiſchen oder des Herzoglich Naſſauiſchen 
Fürſtenhauſes befinden, werden nach Maßgabe ihres, den Grundſätzen 
des angeführten Geſetzes entſprechend, beſonders einzuſchätzenden 576 
werthes und der danach zu berechnenden Gebäudeſteuerbeträge Berane 
gezogen; : 


4) die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen bleibt außer Be⸗ 
| rückſichtigung. 


— 


DDP 


$. 71. 


.. Die in diefem Geſetze den Bezirksregierungen, reſp. den Landräthen über 
wieſenen Verrichtungen follen in der Provinz Hannover von den Landdroſteien, 
rp. ben Amtshauptmännern, wahrgenommen werden. Ebenſo treten in ber 

ovinz Hannover die Amtsvertretungen an die Stelle der Kreistage; ausge- 
nommen jedoch ſind die Kreiskommiſſionen, welche auch in Hannover für die 
Gr. 7794.) 1٠ ein: 


3 einzelnen Rre fe unter dem Vorſitz Kreishauptmanns de 
Mitglieder und Stellvertreter von den Kreistagen zu wählen ſind. DTE 

Bis zum Erlaß ber im $. 28. gedachten Königlichen Verordnung wird 
die Verwaltung des Landarmenweſens : 


a) für bie Provinz Schleswig⸗Holſtein der Regierung zu Schleswig, 


p) für den kommunalſtändiſchen Verband des Regierungsbezirks Wies⸗ 
baden mit Ausnahme des Stadtkreiſes Frankfurt a. M. der Regierung 
zu Wiesbaden, 


e) für den Regierungsbezirk Sigmaringen der Regierung zu Sigmaringen 
übertragen. 


Für das Jadegebiet werden die in den $$. 36. 40. bis 57. und 66. er- 
wähnten Verrichtungen einer Deputation für das Heimathweſen in der Provinz 
annover übertragen; im Uebrigen wird für das gedachte ebiet die Zuſtändigkeit 
der Behörden durch Königliche Verordnung geregelt. Für den Regierungsbezirk 
be wird bis zur Einführung einer Peep und Kreisvertretun 
Folgendes beſtimmt: Es wird in jedem Oberamtsbezirke eine der im $. 60. 
gedachten Kommiſſionen gebildet; den Vorſitz in derſelben führt der Ober- 
amtmann; die beiden anderen Mitglieder und deren Stellvertreter werden von 
den Ortsvorſtehern (Bürgermeiſter, Stadtſchultheiß, Vogt) gewählt; in gleicher 
Weiſe erfolgt die Wahl der nicht vom Könige zu ernennenden Mitglieder der 
Deputation für das Heimathweſen; zum Zwecke der Wahlen werden die Orts- 
vorſteher zu Wahlverbaͤnden vereinigt, deren Bildung dem Regierungspräfidenten 
übertragen wird. 


orm 


Die Verwaltung des für das ehemalige Herzogthum Naſſau vorhandenen, 
ſeiner Beſtimmung zu erhaltenden Central⸗Waiſenfonds wird durch — — 
Verordnung geregelt; bis zu deren Erlaß bewendet es bei den darauf bezüglichen 
Beſtimmungen der SS. 17. und 19. des Geſetzes, betreffend die Verwaltung der 
öffentlichen Armenpflege, vom 18. Dezember 1848. (Naſſauiſches Verordnungs⸗ 
blatt S. 303. ff.). - : 


§ 73. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt, vorbehaltlich der Beſtimmung des S. 30., 
mit dem 1. Juli 1871. in Kraft. Es iſt, den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes entſprechend, Vorkehrung dahin zu treffen, daß vom 1. Juli 1871. ab 
jedes Grundſtück einem räumlich abgegrenzten Ortsarmenverbande angehört oder 
ſelbſtſtändig als ſolcher eingerichtet iſt. 

Das in den $$. 40. ff. vorgeſchriebene Verfahren kommt bei den⸗ 


jenigen Streitſachen der Armenverbände zur Anwendung, welche ums ger 
Juni 


30. Juni 1871. anhängig gemacht werden (S. 65. unter 6, des Bundesgefehes 
vom 6. Juni 1870.). ^ 
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8 74. 


Mit dem 1. Juli 1871. treten alle mit den Vorſchriften des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes im Widerſpruche ſtehenden oder mit denſelben nicht zu ver⸗ 
en geſetzlichen Beſtimmungen außer Kraft. Insbeſondere treten außer 

raft: 1 


1) für bie Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, 
Sachſen, Weſtphalen und die Rheinprovinz: 


a) das Geſetz über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. De⸗ 
zember 1842. (Geſetz-Samml. 1843. S. 8.) mit der Maßgabe, daß 
die im F. 6. unter 3. dieſes Geſetzes erwähnten, zur Zeit ber Ber- 
kündigung deſſelben bereits in Ausführung gekommenen Verände⸗ 
rungen von Gemeindebezirken nach wie vor als rechtsbeſtändig zu 
betrachten ſind, 


über die Verpflichtung zur Armenpflege u. ſ. w. vom 21. Mai 1855. 
M M €. 311.), foweit baffelbe zur Zeit nod) Gültig: 
eit Bat, 


c) ber $. 1. des Edikts vom 14. Dezember 1747. wegen Ausrottung 
der Bettler u. ſ. w. in Schleſien und der Grafſchaft Glatz, vor⸗ 
| behaltlich der Beſtimmungen des S. 9. des gegenwärtigen Geſetzes, 


d) diejenigen geſetzlichen Vorſchriften, welche die Aufbringung der 
Koſten der örtlichen Armenpflege in der Provinz Schleſien, aus⸗ 
ſchließlich der Ober-Lauſitz, zu ihrem Gegenſtande haben, insbeſon⸗ 
dere das Geſetz vom 18. März 1869. (Geſetz-Samml. S. 505.), 


e) der $. 5. der Verordnung, betreffend die Einführung ber im Weſt⸗ 
rheiniſchen Theile des Regierungsbezirks Coblenz geltenden Geſetze 
in dem vormals Heſſen⸗Homburgiſchen Oberamte Meiſenheim vom 
20. September 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1535. ff.) und die dort 
allegirte Verordnung vom 15. Oktober 1832. j 


2) für die Provinz Schleswig⸗Holſtein die Armenordnung vom 29. De⸗ 
ember 1841. (Schleswig⸗Holſteinſche Geſetz-Samml. S. 267. ff.), mit 
usnahme der $$. 14. bis 18. 77. 78. 81. 82., ſoweit dieſelben die 
geſetzliche Alimenkationspflicht der Verwandten und die Verpflichtungen 

der Dienſtherrſchaften gegenüber den Dienſtboten zum Gegenſtande haben; 
desgleichen die SS. 7. bis 15. des Patents, betreffend die Niederlaſſung 
4t Tuis von Ausländern, vom 5. November 1841. (ebenda 

۰ DI 
(Nr. 7794) 3) für 


b) das Geſetz zur Ergänzung ber Gefebe vom 31. Dezember 1842. 


4 B : 0 : j e j / 7 xni 
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Mie 


a) die Verordnung über bie 6 des Wohnorts ac. vom 
6. Juli 1827. (Hannoverſche Geſetz⸗Samml. S. 69. ff.) mit der 
Maßgabe, daß bie nad) den Gemeinde-Verfaffungsgefegen burd) den 
Erwerb des Wohnrechts bedingten Rechte unb Pflichten fortan durch 
den Wohnſitz (juriſtiſches Domizil) in der betreffenden Gemeinde 
begründet werden, : 


b) das Geſetz wegen Behandlung erkrankter „der Gemeinde x. nicht 
angehöriger Armen vom 9. Auguſt 1838. (ebenda S. 195. ff.), 


c) die SS. 48. und 49., ſowie die auf das Armenweſen Bezug haben⸗ 
den Beſtimmungen der SS. 28. ff. des Geſetzes über die Verhält⸗ 
niſſe der Juden vom 30. September 1842. (ebenda S. 211. ff); 


4) für das ehemalige Kurfürſtenthum Heſſen die Verordnung, enthaltend 


Maßregeln der Sicherheitspolizei wegen der erwerbs⸗ oder heimathloſen ac. 
S. br vom 29. November 1823. (Kurheſſiſche Geſetz-Samml. 


:/ 


5) für das ehemalige Herzogthum 71 das Geſetz, betreffend bie Ber- 
waltung der öffentlichen Armenpflege, vom 18. Dezember 1848. 
(Naſſauiſches Verordnungsbl. S. 303. ff.) jedoch 


` a) mit Ausnahme des G. 9., ſoweit derſelbe die geſetzliche Alimenta- 
tionspflicht der Ehegatten und der Verwandten zu feinem Gegen⸗ 
ſtande hat, : 


b) mit Ausnahme des $. 28. und 


e) vorbehaltlich der die Verwaltung des Central⸗Waiſenfonds betreffen⸗ 
den Beſtimmung des $. 72. dieſes Geſetzes, und mit der Maß⸗ 
gabe, daß die auf Grund der SS. 14. und 16. sub 3. des Geſetzes 
vom 18. Dezember 1848. für die Landarmen- unb Waiſenpflege 
im Gebiete des N Herzogthums Naſſau, ſowie die für 
gleiche Zwecke im Kreiſe iedenkopf aus der Staatskaſſe pro 1870. 
geleiſteten Zuſchüſſe dem Landarmenverbande des Regierungsbezirks 
Wiesbaden überwieſen werden; 


6) für die ehemaligen Baveriſchen Landest eile die Verordnung über das 
Armenweſen vom 17. November 1816. ( ayeriſches Geſetzbl. S. 780. ff.), 
das Geſetz über die Heimath vom 11. September 1825. (ebenda 
S. 103. ff.), das revidirte Geſetz über Anſäſſigmachung und Verehe⸗ 


lichung vom . a 8g. (ebenda S. 133. ff), das Geſetz über die 
Unterſtützung und Verpflegung hülfsbedürftiger und erkrankter Perſonen 


vom 25. Juli 1850. (ebenda S. 341. ff.) ee 


ig ¢ von off LE Armen 

ſchreiben. Die Befugniß der Gemeindebehörde inführu ته‎ obe Se Fort- 
erhebung ſolcher Abgaben nach Maßgabe der 11 77 zu be 
ſchließen, wird durch dieſe Beſtimmung nicht berührt. 


Urkundlich unter Unſerer ee Unterſchrift und beigedructem 1 
Königlichen Inſiegel. E. 
Gegeben Hauptquartier Ferrières, ben 8. März 1871. ٠ 


(L. S) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenpliz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. iz: 


p.n‏ پس و وه 
1 


ase : l (Nr. 7795.) 


(Nr. 7795.) Allerböchſter Erlaß vom 10. Februar 1871., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Oels, Regierungsbezirk Breslau, 
für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee von Bernſtadt 

über Wabnitz bis zur Wartenberger Kreisgrenze bei Reeſewitz und einer 
Kreis-Chauffee von Juliusburg über Stampen bis zum Bahnhofe Bohrau 
der Rechten-Oder-Ufer Eiſenbahn und von dort bis zum Dominialhofe 
Raake, im Kreiſe Oels. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Bernſtadt über Wabnitz bis zur Wartenberger Kreisgrenze bei 
Reeſewitz und einer Kreis⸗Chauſſee 7 Juliusburg über Stampen bis zum 
Bahnhofe Bohrau der Rechten⸗Oder⸗Ufer Eiſenbahn und von dort bis zum 
Dominialhofe Raate, im Kreiſe Oels, Regierungsbezirk Breslau, genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Oels das Expropriationsrecht für die zu dieſen 
Chauſſeen erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maßgabe ber für die Staats- 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will 
Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen Fan den 
Unterhaltung der Straßen das echt zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats ⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffeegeld- 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die 
gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. : 


Hauptquartier Verſailles, den 10. Februar 1871. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
i (R. v. Decker). 
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